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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit dem neuen
Bundesgesetz über die Eidgenössische Hochschule für Berufsbildung. Matthias Michel
(fdp, ZG) erörterte dem Plenum die Überlegungen, die sich die WBK-SR in ihren
Sitzungen zu diesem Geschäft gemacht hatte. So seien einige Kommissionsmitglieder
anfangs skeptisch gewesen, mit der Eidgenössischen Hochschule für Berufsbildung eine
neue pädagogische Hochschule (PH) zu schaffen, obwohl schon zahlreiche andere PH
bestünden. Zudem wollte die Kommission im Bereich der Berufsbildung eine
Verakademisierung vermeiden. Durch die von der Kommission eingeladenen
Institutionen sowie aufgrund der kommissionsinternen Diskussionen konnten diese
Bedenken aber ausgeräumt werden respektive ihnen mit einigen Präzisierungen im
Gesetz Rechnung getragen werden.
So konnte geklärt werden, dass das EHB schweizweit der bedeutendste Anbieter im
Berufsbildungsbereich sei. Von grosser Wichtigkeit sei ausserdem, dass sich das EHB
auch der Forschung und Entwicklung widme. Schliesslich sei es für viele Organisationen
und Verbände in der Berufsbildung von Relevanz, dass es auch
Berufsbildungsexpertinnen und -experten mit Bachelor- und Masterabschlüssen gebe,
so Michel in seinem Votum. Daher sei die Verortung und Akkreditierung als PH sinnvoll.
Michel führte weiter aus, dass für das EHB weiterhin die berufspädagogische
Ausbildung von Lehrpersonen für die berufliche Grundbildung und für die höhere
Berufsbildung im Zentrum stehe. Der starke Bezug zur Arbeitswelt bleibe also bestehen.
Damit diese Überlegungen auch rechtlich wirksam werden, beantragte die Kommission
zwei Änderungen am bundesrätlichen Vorschlag: Vor dem Hintergrund der Diskussion
um eine mögliche Akademisierung der Lehrgänge am EHB beantragte sie, dass das EHB
auf der operativen Ebene die Zusammenarbeit mit den Kantonen und den
Organisationen der Arbeitswelt institutionalisiere. Zudem forderte die WBK-SR, dass
der Bundesrat bei der Festlegung der strategischen Ziele des EHB den Einbezug der
Organisationen der Arbeitswelt regle. 
Diesen beiden Änderungswünschen der WBK-SR stimmte die kleine Kammer zu. Einen
Minderheitsantrag Baume-Schneider (sp, JU) zu den Mitwirkungsrechten der
Studierendenverbände lehnte sie jedoch ab. Dieser hätte die aktuell bestehenden
Studierendenverbände spezifisch im Gesetzestext aufgeführt. Diese seien aber durch
die Auflistung der Hochschulangehörigen bereits implizit mitgemeint, wie
Bildungsminister Parmelin entgegnete.
In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Geschäft einstimmig mit 42 zu 0
Stimmen an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Sommer 2021 wurde in den Schweizer Zeitungen über ein grosses Reformprojekt bei
der kaufmännischen Lehre diskutiert. 
Diese Reform, genannt «Kaufleute 2022», wurde vom SBFI im Frühling 2021 in eine
Anhörung geschickt. Im Zentrum standen dabei der Aufbau von
Handlungskompetenzen, die Vermittlung von fundiertem Grundlagenwissen, die
Durchlässigkeit innerhalb der verschiedenen kaufmännischen Abschlüsse, ein neues
Fremdsprachenkonzept sowie ein Gesamtkonzept für die lehrbegleitende
Berufsmaturität.
Die Aargauer Zeitung berichtete, dass wichtige Punkte des Reformvorhabens auf Kritik
gestossen seien, beispielsweise bei der Aargauer SVP und der FDP sowie der Aargauer
Bildungsdirektion und der Aargauer KV-Rektorenkonferenz. Widerstand formierte sich
insbesondere gegen die Auflösung der bisherigen Unterrichtsfächer und der anstelle
dessen einzuführenden Handlungskompetenzen und gegen die Streichung einer
zweiten Fremdsprache. Dieser zweite Punkt wurde auch von Ständerätin Baume-
Schneider (sp, JU) stark kritisiert. Ein weiterer Kritikpunkt betraf den Fahrplan der
Reform: Zahlreiche Anhörungsteilnehmende erachteten eine Inkraftsetzung der neuen
Bildungsverordnungen und Bildungspläne auf den Sommer 2022 als unrealistisch. Die
NZZ äusserte ebenfalls Kritik an einzelnen Punkten der Reform – insbesondere am
Fokus auf Kompetenzen anstelle von Fachwissen –, sah sie gesamthaft jedoch als
notwendig an, damit die Absolventinnen und Absolventen der KV-Lehre den
Herausforderungen der Zukunft, insbesondere der Digitalisierung, gewachsen seien.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Nachdem sich im Mai 2021 die beiden WBK über den Prozess informiert und je eine
gleichlautende Motion (Mo. 21.3608 und Mo. 21.3605) eingereicht hatten, welche die
Verschiebung der Inkraftsetzung der Reform auf 2023 forderten, informierte das SBFI
Mitte August 2021 über das weitere Vorgehen. Zum einen sei verbundpartnerschaftlich
entschieden worden, den Einführungszeitpunkt der Reform auf Sommer 2023 zu
verschieben, entsprechend wurde auch der Name der Reform auf «Kaufleute 2023»
geändert. Auch bei den Fremdsprachenkompetenzen kam das SBFI den Kritikern
entgegen; auch weiterhin sollen alle KV-Lernenden zwei Fremdsprachen erlernen. Zum
anderen hielt das SBFI jedoch daran fest, das Fachwissen in Handlungskompetenzen zu
vermitteln, dies sei in der Berufsbildung mittlerweile Usus. Dadurch gelinge es, den
Lernenden «Wissen in adäquater Tiefe und in Verbindung mit ihrem Berufsalltag» zu
vermitteln. 2

Die Stärkung der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung – insbesondere des Projekts
«viamia» – stand in der Herbstsession 2022 auf der Agenda des Ständerates. Für die
Mehrheit der vorberatenden WBK-SR argumentierte Jakob Stark (svp, TG), dass die
Bedeutung der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (BSLB) unbestritten sei, sowohl
was die berufliche Weiterbildung anbelange als auch im Hinblick auf den
Fachkräftemangel. Ebenso unbestritten sei der Nutzen des Projekts «viamia», welches
eine kostenlose berufliche Standortbestimmung für Personen über 40 Jahren anbietet.
Es gebe jedoch drei Gründe, die gegen die Annahme der vorliegenden Motion der WBK-
NR sprächen: Zum einen liege die Kompetenz für den BSLB-Bereich klar bei den
Kantonen, zum anderen sei es nicht angebracht, bereits jetzt bestimmte Ausgaben für
die nächste BFI-Periode festzulegen. Schliesslich sei es nicht sinnvoll, vor der geplanten
Evaluation des Projekts viamia zu entscheiden, dass dieses weitergeführt werden solle.
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) hingegen hob die positiven Aspekte der Motion
hervor: So werde durch die Umsetzung der Motion keineswegs die Kompetenzaufteilung
zwischen Bund und Kantonen in Frage gestellt, es gehe vielmehr um die Weiterführung
eines Projekts, das das Ziel verfolge, den einheimischen Arbeitsmarkt zu stärken und
die Arbeitnehmenden, die sich beruflich neu orientieren möchten, zu unterstützen. Die
Mehrheit des Ständerates sprach sich jedoch mit 23 zu 14 Stimmen bei 3 Enthaltungen
für Ablehnung der Motion aus. 3

MOTION
DATUM: 19.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB SR, 2020, S. 543 ff.; Medienmitteilung WBK-SR vom 18.2.20; Medienmitteilung WBK-SR vom 18.5.20; Medienmitteilung
WBK-SR vom 31.1.20
2) Medienmitteilung SBFI vom 16.8.21; AZ, 15.6., 22.6.21; TA, 25.6.21; Lib, 28.6.21; AZ, 8.7.21; NZZ, 15.7., 18.8.21
3) AB SR, 2022, S. 767 ff.
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